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Vorwort der Herausgeber

Seit mittlerweile über zwei Jahrzehnten ist das Thema Antikorruption in den
Blickpunkt der Öffentlichkeit, der öffentlichen Verwaltung und der Unter-
nehmen gerückt. Mit Einführung des Straftatbestandes der Abgeordnetenbe-
stechung im Jahr 1994, der Verschärfung der Regelungen der Amtsträgerbe-
stechung und der Einführung neuer Straftatbestände zur Bestechung in der
Privatwirtschaft in 1997 sowie mit der Verabschiedung des EU-Bestechungs-
gesetzes und des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung in
1998 war der deutsche Gesetzgeber aktiv geworden. In Folge wurden auf
Bundes- und Landesebene Verwaltungsvorschriften zur Korruptionspräven-
tion und -bekämpfung für Behörden erlassen (in Baden-Württemberg 1997).
In ihnen ist neben diversen Maßnahmen die Bestellung von Antikorrup-
tionsbeauftragten vorgesehen (wenn auch nicht in allen Behörden). Für die
Kommunen haben diese Verwaltungsvorschriften jedoch weitgehend ledig-
lich empfehlenden Charakter. Ab Mitte der 2000er Jahre wurden mehrere
Bestechungsskandale bei Großunternehmen (VW, Daimler, Siemens, MAN)
bekannt, die nicht nur medial ein größeres Echo hervorriefen, sondern
zudem die Rechtsprechung und das Bewusstsein zur Compliance beförder-
ten.
Im Zuge dieser Entwicklung sind zahlreiche themenbezogene Publikationen
entstanden. Welchem Zweck dient nun dieses Buch? Die Idee dazu wurde
im Dezember 2017 auf dem Symposium zum Weltantikorruptionstag von
Transparency International Deutschland (Regionalgruppe Baden-Württem-
berg) und der Hochschule für öffentliche Verwaltung Kehl geboren. Dort dis-
kutierten Vertreter von Behörden, Unternehmen sowie aus Forschung und
Lehre über die Praxis der Korruptionsprävention und -bekämpfung in der
öffentlichen Verwaltung. Eine Erkenntnis war, dass die öffentliche Verwal-
tung, insbesondere die kommunale Ebene, bei diesem Thema im Hinblick
auf Risikobewusstsein, Know-how und verfügbare Ressourcen recht hetero-
gen aufgestellt ist. Dieses von fachkundigen Experten aus der Praxis
geschriebene Buch soll dem abhelfen und als Praxisleitfaden bzw. Nach-
schlagewerk den Verantwortlichen (Führungskräfte, Antikorruptions-, Com-
pliance-Beauftragte, Personalverantwortliche, Rechtsämter usw.) in den
kleinen, mittleren und großen Kommunen bzw. Behörden das erforderliche
Wissen und die praktisch einsetzbaren Werkzeuge in Form von Handlungs-
anweisungen, Mustervorlagen, Schaubildern, Checklisten und Downloads
sowie umfangreichen Verweisen und einem ausführlichen Stichwortver-
zeichnis an die Hand geben. Neben der Darstellung des gegenwärtigen
Stands der Korruptionsprävention und -bekämpfung liegt der ausführliche



6

Fokus der Beiträge auf den einzelnen Elementen und Maßnahmen eines
wirksamen Antikorruptionssystems einer Kommune sowie den straf-, beam-
ten- und arbeitsrechtlichen Aspekten. Wegen des ganzheitlichen Ansatzes
eignet sich das Fachbuch auch für die Aus-, Fort- und Weiterbildung.
Wir bedanken uns bei allen Autoren für ihr Mitwirken an diesem Buch,
wohl wissend, dass viele weitere Personen sie hierbei in der einen oder
anderen Weise unterstützt haben. Weiterhin möchten wir uns beim Rektor
der Hochschule Kehl, Herrn Prof. Paul Witt, und den beiden Vorsitzenden
der Regionalgruppe Baden-Württemberg von Transparency International
Deutschland e. V., Frau Nicole Perez und Frau Dr. Berta van Schoor, für
ihre Geleitworte und ihre tatkräftige Unterstützung dieses Buchvorhabens
bedanken.
Schließlich danken wir dem Boorberg Verlag für die Aufnahme des Werkes
in sein Verlagsprogramm sowie dem Justiziar des Verlags und Lektor dieses
Handbuchs, Herrn Syndikusrechtsanwalt Hans-Jörn Bury, für die umsich-
tige Begleitung und Unterstützung bei der Drucklegung.
Rückmeldungen, Anregungen und Kritik zum Buch sind jederzeit willkom-
men. Sie erreichen uns per E-Mail unter:
HdB-Korruptionspraevention@mailbox.org.

Stuttgart, im Juni 2019 Jürgen Louis / Peter Glinder / Martin Paul Waßmer

Vorwort der Herausgeber
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Geleitwort des Rektors der Hochschule Kehl

Das Thema der Korruptionsprävention in der öffentlichen Verwaltung hat
für die Hochschule für öffentliche Verwaltung Kehl als Ausbildungsstätte
für Verwaltungsbeamte des gehobenen Dienstes einen ganz besonderen Stel-
lenwert. Im Mittelpunkt des Studienangebotes unserer Hochschule steht mit
dem Bachelorstudiengang „Public Management“ die akademische Ausbil-
dung des Beamtennachwuchses für den gehobenen Verwaltungsdienst des
Landes Baden-Württemberg sowie der Städte, Gemeinden und Landkreise
einschließlich der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts.
In Anbetracht der nachteiligen Folgen von Korruption für die Funktionsfä-
higkeit eines demokratischen Rechtsstaates sollen sich die Studierenden
unserer Hochschule schon früh mit dem Thema der Korruptionsprävention
in der öffentlichen Verwaltung auseinandersetzen. Die Studierenden sollen
Verwaltungsbeamte werden, die Korruption zu verhindern und zu bekämp-
fen wissen. Dieser Anspruch kommt bereits im ersten Kernsatz des Profils
unserer Hochschule zum Ausdruck: „Wir können und lehren rechtsstaatli-
che Verwaltung in allen Disziplinen.“
Nicht nur in der Lehre, auch in der Forschung nimmt sich die Hochschule
Kehl des Themas Korruptionsprävention in der öffentlichen Verwaltung an.
Am Kehler Institut für Angewandte Forschung (KIAF), in dem die For-
schungsaktivitäten der Hochschule gebündelt werden, ist die Korruptions-
prävention Gegenstand eines eigenständigen Forschungs- und Kompetenz-
zentrums, für welches Professor Dr. Dr. Jürgen Louis, Honorarprofessor
unserer Hochschule und Mitherausgeber dieses Handbuchs, Ansprechpart-
ner ist. Im Rahmen eines von ihm verantworteten Drittmittelprojektes
wurde jüngst am KIAF für einen Anbieter von webbasierten Schulungspro-
grammen ein E-Learning-Modul zur Korruptionsprävention in der öffent-
lichen Verwaltung erstellt. Zudem entstand in mehreren von Professor Louis
geleiteten Fachprojekten an der Hochschule Kehl ein öffentlich zugängli-
ches Wiki, das Mitarbeitern des öffentlichen Dienstes unter der Internet-
adresse KorruptionsWiki.de eine Erstinformation zu Korruptionsfragen wie
beispielsweise der Annahme von Geschenken oder dem Verhalten im Kor-
ruptionsfall gibt.
Die Hochschule Kehl war sehr gerne Gastgeber des im Dezember 2017
gemeinsam mit der Regionalgruppe Baden-Württemberg von Transparency
International Deutschland veranstalteten Symposiums zur Korruptionsprä-
vention in der öffentlichen Verwaltung. Das nun vorliegende Handbuch ist
weit mehr als nur ein Tagungsband. Mit dem Beitrag zur Einführung von
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Antikorruptionssystemen in der öffentlichen Verwaltung, der Kommentie-
rung der einschlägigen strafrechtlichen Bestimmungen sowie der Darstel-
lung der arbeits- und beamtenrechtlichen Konsequenzen in Korruptionsfäl-
len wird den Kommunal- und Landesverwaltungen ein praktisches
Hilfsmittel für den Verwaltungsalltag zur Vorbeugung und Bekämpfung
von Korruption an die Hand gegeben. Ich wünsche mir, dass dieses Hand-
buch zur Korruptionsprävention nicht nur eine weite Verbreitung in den
öffentlichen Verwaltungen erfährt, sondern den kommunalen Spitzenver-
bänden auch Anstöße für die weitere Diskussion um einheitliche Standards
von Antikorruptionsmaßnahmen insbesondere in den Bürgermeister- und
Landratsämtern gibt. Das Handbuch für Korruptionsprävention bietet hier-
für eine gute Grundlage.
Ich danke dem Herausgeber dieses Bandes und dem Initiator der Tagung
Herrn Prof. Dr. Dr. Jürgen Louis und allen Autoren für das hervorragende
Engagement und wünsche Ihnen viel Freude und einen hohen Erkenntnis-
gewinn beim Lesen der Beiträge.

Prof. Paul Witt
Rektor der Hochschule für öffentliche Verwaltung Kehl

Geleitwort des Rektors der Hochschule Kehl
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Geleitwort von Transparency, Regionalgruppe
Baden-Württemberg

Als die Regionalgruppe Baden-Württemberg vor einigen Jahren eine
Umfrage zur Korruptionsprävention in baden-württembergischen Städten
und Kommunen durchführte, waren die Ergebnisse recht ernüchternd. Kon-
kret hatte die Regionalgruppe Auskunft darüber erbeten, ob für die gewähl-
ten Mandatsträger der jeweiligen Körperschaft eine schriftlich festgelegte
Antikorruptionsregelung vorhanden ist und ob es in der Verwaltung einen
Antikorruptionsbeauftragten gibt.
Knapp 30 der Großen Kreisstädte und ein Landkreis hatten damals angege-
ben, einen Ansprechpartner für Korruptionsfragen benannt zu haben. Anti-
korruptionsbeauftragte, die explizit in diese Funktion berufen wurden, mel-
deten jedoch nur vier Große Kreisstädte und Stadtkreise sowie ein
Landkreis. Schriftlich festgelegte Antikorruptionsregelungen für Mandats-
träger im Gemeinderat und Kreistag waren mit Ausnahme einer Stadt auf
kommunaler Ebene nicht vorhanden.
Erfreulich war jedoch, dass die Kommunen in ihren Rückmeldungen oft-
mals großes Interesse an dem Thema bekundeten und sich darüber hinaus
den Austausch mit anderen Kommunen wünschten. So wurde in der Regio-
nalgruppe die Idee geboren, eine Plattform zum vertrauensvollen Austausch
untereinander zu schaffen, bei der sich Mitarbeiter von Kommunen gleich-
zeitig über aktuelle Entwicklungen der kommunalen Korruptionsprävention
informieren können.
Im Dezember 2017 war es schließlich soweit: Anlässlich des weltweiten
Antikorruptionstags fand an der Hochschule für öffentliche Verwaltung
Kehl ein Fachsymposium unter dem Titel „Korruptionsprävention in der
öffentlichen Verwaltung“ statt. Einen Nachmittag lang beleuchteten Exper-
ten aus Verwaltung, Zivilgesellschaft, Wissenschaft und der Wirtschaft
zukünftige Anforderungen an Antikorruptionsmaßnahmen in der öffent-
lichen Verwaltung. Dabei war Prof. Dr. Dr. Jürgen Louis, Mitglied bei Trans-
parency und Honorarprofessor an der Hochschule Kehl, maßgeblich am
Zustandekommen dieser gelungenen Kooperation beteiligt.
Die Tagung machte deutlich, dass Kommunen ein wichtiges Bindeglied zur
Korruptionsprävention in der öffentlichen Verwaltung in Deutschland sind.
Auch wenn sich die Rahmenbedingungen für Korruptionsbekämpfung in
den letzten zwei Jahrzehnten verbessert haben, so besteht weiterhin deutli-
cher Entwicklungsbedarf bei den Antikorruptionsmaßnahmen in Kommu-
nen.
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Der vorliegende Tagungsband fasst alle Redebeiträge des Fachsymposiums
zusammen und soll Verantwortliche in Kommunen bei den ersten Schritten
zur Etablierung geeigneter Präventionsmaßnahmen unterstützen. Die Publi-
kation zeigt außerdem konkrete Handlungsmöglichkeiten für die Einfüh-
rung von Antikorruptionsprozessen auf. Hierbei sei insbesondere auf die
Checkliste für „Self-Audits“ zur Korruptionsprävention in Kommunen im
Anhang dieses Bandes verwiesen.
Es bleibt zu wünschen, dass der vorliegende Tagungsband eine gewisse Ver-
breitung in kommunalen Kreisen erfährt und im besten Fall viele Kommu-
nen dazu ermutigt, das Thema Korruptionsvermeidung offensiv anzugehen.
Dazu gehört aus unserer Sicht auch und gerade der interkommunale Aus-
tausch z. B. im Rahmen von Runden Tischen, wie er bereits in mehreren
Bundesländern zum Teil begleitet durch Transparency Deutschland prakti-
ziert wird.

Dr. Berta van Schoor & Nicole Perez
Leiterinnen Regionalgruppe Baden-Württemberg
Transparency International Deutschland e. V.

Geleitwort von Transparency, Regionalgruppe Baden-Württemberg
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Jürgen Louis

Zur Bedeutung von Antikorruptionsmaßnahmen für
die kommunale Verwaltungspraxis*

1. Was ist Korruption?

1Korruption ist Teil aller Gesellschaften dieser Welt und mutmaßlich so alt
wie die Menschheit selbst. Soweit besteht Einigkeit.1 Auf die Frage jedoch,
was unter Korruption konkret zu verstehen ist, gibt es keine eindeutige Ant-
wort. Das lateinische Verb corrumpere, von dem sich das Wort Korruption
ableitet, bezeichnet soviel wie vernichten, verwüsten, verderben, zugrunde
richten, zerstören. Die Vorsilbe „con“, zu deutsch „mit“, weist bereits auf
das Komplizenhafte der Korruption hin.2 Das lateinische Substantiv corrup-
tio bedeutet schließlich Verderbtheit, Verführung, Bestechung, Bestechlich-
keit.
Eine allgemeine Begriffsbestimmung der Korruption findet sich weder im
deutschen Strafgesetzbuch noch in anderen nationalen Normen oder inter-
nationalen Abkommen wie beispielsweise dem Übereinkommen der Verein-
ten Nationen gegen Korruption3. In der Alltagssprache wird Korruption häu-
fig mit der strafrechtlichen Beamtenbestechung gleichgesetzt, bei der ein
Amtsträger einen Vorteil als Gegenleistung für eine rechtswidrige Dienst-
handlung erhält (§ 332 [Bestechlichkeit] bzw. § 334 StGB [Bestechung]).4

* Der Beitrag beruht auf der Antrittsvorlesung des Autors an der Hochschule für öffentliche Ver-
waltung Kehl, die er anlässlich der Verleihung einer Honorarprofessur zur Frage „Was heißt und
zu welchem Ende studiert man Korruptionswissenschaft? im Rahmen des Studium Generale am
5. Oktober 2017 an der Hochschule Kehl gehalten hat. Der Vortragsstil wurde für die Veröffent-
lichung beibehalten.

1 Vgl. nur Ulrich von Alemann: Kleine Geschichte der Korruption. Zu aller Zeit an jedem Ort; in:
der überblick. Zeitschrift für ökomenische Begegnung und internationale Zusammenarbeit,
2/2006, S. 22 f., abzurufen unter: http://www.der-ueberblick.de/ueberblick.archiv/one.ueber
blick.article/ueberblicka3cd.html?entry=page.200602.022; Wolfgang Hetzer: Kapitulation vor
der Korruption?; in: Aus Politik und Zeitgeschichte (APuZ): Korruption, Heft 3–4/2009
(12.01.2009), S. 6, abzurufen unter: https://www.bpb.de/system/files/pdf/GIS2H3.pdf.

2 Michael Sievernich: Warum Korruption ethisch und spirituell verwerflich ist; in: Jorge Mario
Bergoglio (Papst Franziskus): Korruption und Sünde; Freiburg u. a. 2014, S. 9.

3 United Nations Convention against Corruption (UNCAC) v. 31.10.2003, abzurufen unter: http://
www.unodc.org/documents/treaties/UNCAC/Publications/Convention/08-50026_E.pdf. Eine
amtliche deutsche Übersetzung des Übereinkommens findet sich im Bundesgesetzblatt, BGBl. II
2014, 762, abzurufen unter: https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger
_BGBl&jumpTo=bgbl214s0762.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl214s0762.
pdf%27%5D__1562950441394.

4 Siehe zur Bestechlichkeit und Bestechung nach §§ 332, 334 StGB die Kommentierung von Mar-
tin Paul Waßmer in diesem Handbuch, Rn. 407 ff., 470 ff.

http://www.der-ueberblick.de/ueberblick.archiv/one.ueberblick.article/ueberblicka3cd.html?entry=page.200602.022
http://www.der-ueberblick.de/ueberblick.archiv/one.ueberblick.article/ueberblicka3cd.html?entry=page.200602.022
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Ein typisches Beispiel für dieses Verständnis ist die Erteilung einer rechtlich
unzulässigen Baugenehmigung gegen Zahlung eines Schmiergeldes an den
die Genehmigung erteilenden Beamten der Baurechtsbehörde.5

2 Wesentlich für das heutige Verständnis des Begriffs der Korruption sind die
Ausführungen des griechischen Philosophen Aristoteles zum Wesen der
einzelnen Verfassungen in seiner politischen Philosophie aus dem vierten
Jahrhundert vor Christus. Nach Aristoteles ist eine Verfassung dann richtig
und rechtmäßig, wenn sie „den gemeinsamen Nutzen“ im Auge hat. Dage-
gen sind Verfassungen, die „nur den eigenen Vorteil“ der Herrschenden im
Blick haben, fehlerhaft, korrupt und despotisch.6

Auch wenn heute die verschiedenen Wissenschaften wie die Rechts-, Ver-
waltungs-, Politik- und Wirtschaftswissenschaften, die Soziologie, Psycho-
logie, Kriminologie oder Theologie mit jeweils eigenen Begriffsbestimmun-
gen der Korruption arbeiten7, so hat sich die bei Aristoteles angelegte
Grundstruktur der Korruption, bei der sich Gemeinwohl und Eigenwohl
gegenüberstehen, in vielen Wissenschaftsbereichen durchgesetzt8.

3 „Korruption ist der Missbrauch anvertrauter Macht zum privaten Nut-
zen oder Vorteil.“

Transparency International

Die heute geläufigste Definition der Korruption geht auf den amerikani-
schen Wissenschaftler Joseph J. Senturia zurück, der 1931 in einem Lexi-
konbeitrag über Politische Korruption die Korruption als Missbrauch öffent-
licher Macht zum privaten Nutzen definierte.9 Ähnlich versteht auch die
1993 gegründete Nichtregierungsorganisation Transparency International,
die sich dem weltweiten Kampf gegen Korruption verschrieben hat10, unter
Korruption den Missbrauch anvertrauter Macht zum privaten Nutzen oder
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5 Lothar Kuhlen: Die Bestechungsdelikte der §§ 331–334 StGB; in: JuS 2011, 673.
6 Michael Sievernich, ebda. (Fn. 2), S. 9 f. bezugnehmend auf Aristoteles: Politik, 1279a.
7 Siehe zu dem unterschiedlichen Begriffsverständnis in den verschiedenen Wissenschaftsberei-

chen Peter Graeff/Jürgen Grieger (Hrsg.): Was ist Korruption? Begriffe, Grundlagen und Per-
spektiven gesellschaftswissenschaftlicher Korruptionsforschung; Baden-Baden 2012.

8 Michael Sievernich, ebda. (Fn. 2), S. 10.
9 „Political corruption is the misuse of public power for private profit“, Joseph J. Senturia: Art.

Corruption, Political; in: Edwin Robert Anderson Seligman (Hrsg.): Encyclopaedia of the
Social Sciences; New York 1931, S. 448–452. Siehe auch Sebastian Wolf: Korruption, Antikor-
ruptionspolitik und öffentliche Verwaltung. Einführung und europapolitische Bezüge; Wiesba-
den 2014, S. 18.

10 Siehe zur Gründungsgeschichte von Transparency International die Autobiographie des Trans-
parency-Initiators Peter Eigen: Das Netz der Korruption. Wie eine weltweite Bewegung gegen
Bestechung kämpft; Frankfurt a.M. 2003.
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Vorteil.11 Mit dieser Definition umfasst der Begriff der Korruption nicht nur
missbräuchliches Verhalten in der öffentlichen Verwaltung und der Politik,
sondern auch in der Privatwirtschaft.

2. Wie erfasst man Korruption?

2.1 Die Polizeiliche Kriminalstatistik
4Wie erfasst man nun Korruption? Eine ebenfalls nicht ganz leicht zu beant-

wortende Frage. Betrachtet man die in der Polizeilichen Kriminalstatistik
erfassten Straftaten, also diejenigen Straftaten, die der Polizei innerhalb
eines Jahres bekannt geworden sind und die zur weiteren Verfolgung an
die Staatsanwaltschaften abgegeben wurden, dann könnte man die Schluss-
folgerung ziehen, dass Korruption in der öffentlichen Verwaltung kein gro-
ßes Problem zu sein scheint.
So verzeichnet die Polizeiliche Kriminalstatistik für das Jahr 2018 nur 591
Fälle von Vorteilsannahme und Bestechlichkeit. Auch in den Vorjahren
weist die Polizeiliche Kriminalstatistik ähnlich geringe Fallzahlen auf,
2017 396 Fälle, 2016 488 Fälle und 2015 452 Fälle. Vorteilsgewährung und
Bestechung, also die Geberseite der Korruptionshandlung, wurden im Jahr
2018 gerade einmal 351 mal erfasst, in 2017 gab es 565 Fälle, 2016 638 Fälle
und 2015 624 Fälle; und dies bei insgesamt über 5,5 Millionen erfassten
Straftaten im Jahr 2018 in Deutschland. Die Aufklärungsquote lag bei den
genannten Korruptionsdelikten übrigens bei 85,8 Prozent (Vorteilsannahme
und Bestechlichkeit) bzw. 89,7 Prozent (Vorteilsgewährung und Be-
stechung).12

5Was ist der Grund für diese sehr geringen Fallzahlen erfasster Korruptions-
delikte? Die Polizeiliche Kriminalstatistik kann selbstverständlich nur die
bekannt gewordene Kriminalität erfassen, also das sogenannte Hellfeld. Kor-
ruption ist regelmäßig auf Verdunkelung angelegt. Bei Delikten wie Vorteils-

2. Wie erfasst man Korruption?

11 Allgemeine Definition des Begriffs Korruption des deutschen Chapters von Transparency
International; siehe Transparency International Deutschland: Was ist Korruption?, abzurufen
unter: https://www.transparency.de/ueber-uns/was-ist-korruption/; Transparency Internatio-
nal definiert Corruption als „the abuse of entrusted power for private gain“, abzurufen unter:
https://www.transparency.org/what-is-corruption#define.

12 Bundeskriminalamt (Hrsg.): Polizeiliche Kriminalstatistik Bundesrepublik Deutschland, Jahr-
buch 2018, Bd. 4 Einzelne Straftaten/-gruppen und ausgewählte Formen der Kriminalität (66.
Ausgabe, V 1.0); Wiesbaden, Mai 2019, S. 142, Schlüssel 651000 und 652000, abzurufen unter:
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/PolizeilicheKriminalstatistik/
2018/pks2018Jahrbuch4Einzelne.pdf?__blob=publicationFile&v=4; sowie Jahrbuch 2016,
Bd. 4 Einzelne Straftaten/-gruppen und ausgewählte Formen der Kriminalität (64. Ausgabe,
V 2.0), S. 128, Schlüssel 651000 und 652000, abzurufen unter: https://www.bka.de/Shared
Docs/Downloads/DE/Publikationen/PolizeilicheKriminalstatistik/2016/pks2016Jahrbuch4Ein
zelne.pdf?__blob=publicationFile&v=3.

https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/PolizeilicheKriminalstatistik/2016/pks2016Jahrbuch4Einzelne.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/PolizeilicheKriminalstatistik/2016/pks2016Jahrbuch4Einzelne.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/PolizeilicheKriminalstatistik/2016/pks2016Jahrbuch4Einzelne.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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annahme und Bestechlichkeit, die angesichts des kollusiven Zusammenwir-
kens von Geber und Nehmer häufig nur schwer zu ermitteln sind, gibt es
daher als vermeintlich opferloses Delikt ein großes Dunkelfeld, das mut-
maßlich ein großes Vielfaches des Hellfeldes beträgt.13 Dazu trägt auch bei,
dass beim Aufdecken von Korruptionssachverhalten das Anzeigenverhalten
in öffentlichen Verwaltungen häufig noch immer sehr gering ausgeprägt ist,
um nicht beim öffentlichen Bekanntwerden von Korruptionsvorwürfen
gegen Mitarbeiter die eigene Verwaltung insgesamt in einem schlechten
Licht erscheinen zu lassen.

2.2 Zufriedenheitsbefragung von Bürgern und Unternehmen
6 Lassen Sie uns in diesem Zusammenhang einen Blick auf die Zahlen des

Statistischen Bundesamtes werfen. Das Statistische Bundesamt hat im Jahr
2017 repräsentativ Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen zur Zufrie-
denheit mit behördlichen Dienstleistungen befragt. Gefragt wurde für ver-
schiedene Lebenslagen nach 16 Zufriedenheitsfaktoren, u. a. nach der Fach-
kompetenz der Behörden, der Verfahrensdauer, der Verständlichkeit der
Formulare und Anträge, den Öffnungszeiten und auch nach der Unbestech-
lichkeit der Beamten und Beschäftigten in den öffentlichen Verwaltungen.
Abgefragt wurde die Zustimmung von Bürgern und Unternehmen zu den
Aussagen „Im Rahmen meines Anliegens habe ich den Eindruck gewonnen,
dass Beschäftigte des zuständigen Amts bestechlich sind“ bzw. „Ich habe
den Eindruck, dass Unternehmen in meiner Branche Beschäftigte des
zuständigen Amts bestochen haben“.14

Das Ergebnis der Befragung ist erfreulich: Danach bekam von allen behörd-
lichen Dienstleistungen der Faktor Unbestechlichkeit mit 1,83 Punkten auf
einer Skala von minus 2 bis plus 2 bei den Bürgern und 1,86 Punkten bei
den Unternehmen den höchsten Zufriedenheitswert, es folgt mit einigem
Abstand der Faktor Diskriminierungsfreiheit mit einem Wert von 1,64 (Bür-
ger) bzw. 1,74 Punkten (Unternehmen).15
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13 Werner Vahlenkamp: Eine empirische Untersuchung zur Korruption; in: Werner Vahlenkamp/
Ina Knauß: Korruption – hinnehmen oder handeln?; Wiesbaden 1995 (BKA-Forschungsreihe
Band 33), S. 227; Britta Bannenberg: Korruption in Deutschland und ihre strafrechtliche Kon-
trolle. Eine kriminologisch-strafrechtliche Analyse; Neuwied u. a. 2002, S. 7, 52 f., 58, 447.

14 Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger mit behördlichen
Dienstleistungen. Ausgewählte Ergebnisse der Lebenslagenbefragung 2017; Wiesbaden, April
2018, S. 142, abzurufen unter: https://www.amtlich-einfach.de/SharedDocs/Downloads/Ergeb
nisse_Buerger.pdf?__blob=publicationFile&v=10; Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Zufrieden-
heit der Unternehmen mit behördlichen Dienstleistungen. Ausgewählte Ergebnisse der
Lebenslagenbefragung 2017; Wiesbaden, April 2018, S. 80, abzurufen unter: https://www.amt
lich-einfach.de/SharedDocs/Downloads/Ergebnisse_Wirtschaft.pdf?__blob=publicationFile
&v=8.

15 Ebda., jeweils S. 11 (Abbildung 4).

https://www.amtlich-einfach.de/SharedDocs/Downloads/Ergebnisse_Buerger.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.amtlich-einfach.de/SharedDocs/Downloads/Ergebnisse_Buerger.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.amtlich-einfach.de/SharedDocs/Downloads/Ergebnisse_Wirtschaft.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.amtlich-einfach.de/SharedDocs/Downloads/Ergebnisse_Wirtschaft.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.amtlich-einfach.de/SharedDocs/Downloads/Ergebnisse_Wirtschaft.pdf?__blob=publicationFile&v=8
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7Welch hohen Stellenwert eine korruptionsfreie Verwaltung für die Bürger
insgesamt hat, zeigen schließlich die Ergebnisse des Statistischen Bundes-
amtes zur Wichtigkeit der einzelnen Faktoren für die Zufriedenheitsein-
schätzung mit behördlichen Dienstleistungen. Für 89% der befragten Bür-
ger ist eine unbestechliche Verwaltung wesentlich für die Zufriedenheit mit
einer behördlichen Dienstleistung. Geringfügig höher bewertet wird nur das
Vertrauen in die Behörde insgesamt (95%), es folgen neben der Unbestech-
lichkeit der Verwaltung ebenfalls mit 89% die Diskriminierungsfreiheit und
die Fachkompetenz der Behörde.
Diese Zahlen aus der Bürgerbefragung korrespondieren mit dem Ergebnis
aus der Befragung von Unternehmen. Auch hier liegt die Unbestechlichkeit
der Verwaltung mit 84% gemeinsam mit der Diskriminierungsfreiheit und
der Fachkompetenz der Behörde auf dem zweiten Platz hinter dem Ver-
trauen in die Behörde mit 90%.16

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Für die Zufriedenheit mit behördli-
chen Dienstleistungen und damit für die Akzeptanz staatlichen und kom-
munalen Verwaltungshandelns ist eine unbestechliche Verwaltung entschei-
dend. Dies belegen die Zahlen des Statistischen Bundesamtes aus der
Zufriedenheitsbefragung von Bürgern und Unternehmen nachdrücklich.

2.3 Der Korruptionswahrnehmungsindex CPI
8Über das Maß der Korruption weltweit gibt der Korruptionswahrnehmungs-

index Auskunft. Der Korruptionswahrnehmungsindex, nach seiner engli-
schen Bezeichnung „Corruption Perceptions Index“ auch CPI genannt,
wird einmal jährlich vom internationalen Sekretariat der Nichtregierungsor-
ganisation Transparency International veröffentlicht. Er gibt an, wie stark
Korruption im öffentlichen Sektor, also in Politik und Verwaltung, in einem
Land wahrgenommen wird. Es geht also lediglich um die Wahrnehmung
von Korruption.17 Der CPI ist somit kein Indikator für den Grad der tatsäch-
lichen Korruption in einem Land. Der Korruptionswahrnehmungsindex ist
ein Metaindex, der sich aktuell aus 13 Einzel-Indizes zusammensetzt, so bei-
spielsweise aus Studien der Weltbank oder des Weltwirtschaftsforums.18
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16 Ebda., jeweils S. 12 (Abbildung 5).
17 Heike Mayer: Der Korruptionswahrnehmungsindex – das Markenzeichen von Transparency

International; in: Scheinwerfer. Das Magazin gegen Korruption – Zeitschrift von Transparency
International Deutschland, Ausgabe 79 (23. Jahrgang, Juni 2018), S. 12, abzurufen unter:
https://www.transparency.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/2018/Scheinwerfer_79_25_
Jahre_Transparency_Deutschland.pdf.

18 Die 13 Einzel-Indizes sind nachgewiesen auf den Seiten von Transparency Deutschland zum
CPI: Verwendete Quellen, abzurufen unter: https://www.transparency.de/cpi/cpi-2018/verwen
dete-quellen/.

https://www.transparency.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/2018/Scheinwerfer_79_25_Jahre_Transparency_Deutschland.pdf
https://www.transparency.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/2018/Scheinwerfer_79_25_Jahre_Transparency_Deutschland.pdf
https://www.transparency.de/cpi/cpi-2018/verwendete-quellen/
https://www.transparency.de/cpi/cpi-2018/verwendete-quellen/
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Der CPI ist die umfassendste Übersichtsstudie mit den meisten Ländern zur
wahrgenommenen Korruption im öffentlichen Sektor. Im Jahr 2018
umfasste der CPI 180 Länder. Die Rangfolge der Länder ergibt sich aus
einem Punktwert, der das wahrgenommene Korruptionsniveau im öffent-
lichen Sektor des jeweiligen Landes wiedergibt. Die Skala reicht von 0
(hohes Maß an wahrgenommener Korruption) bis 100 (keine wahrgenom-
mene Korruption).

9 Wenn man sich die Weltkarte zum Korruptionswahrnehmungsindex
anschaut (abgedruckt im Anhang Rn. 979), sieht man sehr viel rot. Je inten-
siver der Rotton, desto größer ist die Wahrnehmung von Korruption im
öffentlichen Sektor des jeweiligen Landes. Auffällig ist, dass sich an der
Spitze, also Ländern mit wenig wahrgenommener Korruption, mit Däne-
mark (Platz 1), Finnland und Schweden (gemeinsam Platz 3) sowie Norwe-
gen (Platz 7) vor allem Länder aus Skandinavien befinden. Deutschland
folgt gemeinsam mit Großbritannien erst auf Platz 11, nach Neuseeland
(Platz 2), den skandinavischen Ländern, der Schweiz und Singapur (ge-
meinsam Platz 3), den Niederlanden (Platz 8), Kanada und Luxemburg
(gemeinsam Platz 9), aber immerhin beispielsweise vor Österreich (Platz
14), Frankreich (Platz 21) und den USA (Platz 22), Spanien (Platz 41) oder
Italien (Platz 53). Am Ende der Skala (Plätze 178–180) stehen wenig ver-
wunderlich die Bürgerkriegsländer Syrien, Südsudan und Somalia.

10 Schaut man sich die Ergebnisse des Korruptionswahrnehmungsindex über
einen längeren Zeitraum an, so fällt auf, dass dieses Ranking offenkundig
keine bloße Momentaufnahme ist. Die führenden Staaten teilen sich die vor-
deren Plätze seit über einem Jahrzehnt. Deutschland rückte von Platz 18 in
den Jahren 2001 und 2002 auf Platz 10 im Jahr 2015 vor und fiel zuletzt
2017 wieder zurück auf Platz 12 und liegt aktuell auf Platz 11. Grund für
das Abrutschen Deutschlands im internationalen Vergleich ist nach Ein-
schätzung von Edda Müller, der ehemaligen langjährigen Vorsitzenden von
Transparency Deutschland, dass Deutschland bei der Bekämpfung von Kor-
ruption nur noch verwaltet und zuletzt keine neuen Initiativen mehr ergrif-
fen habe. So fordert Transparency Deutschland als notwendige Maßnahmen
für einen besseren Schutz vor Korruption in Deutschland einen „legislati-
ven Fußabdruck“ bei Gesetzen, ein verpflichtendes Lobbyregister, erwei-
terte Offenlegungspflichten von Interessenkonflikten für Abgeordnete und
Parteien sowie eine Verschärfung der Regeln der Parteienfinanzierung.19 Im
westeuropäischen Vergleich ist Deutschland bei der Korruptionsbekämp-
fung damit nur Mittelmaß. Zu wenig für den bevölkerungsreichsten EU-Mit-
gliedstaat und eine der führenden Wirtschaftsmächte dieser Welt.
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19 Heike Mayer, ebda. (Fn. 17).
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2.4 Zwischenergebnis
11Als Zwischenergebnis lässt sich festhalten, dass es keine verlässliche

Methode zur Erfassung von tatsächlicher Korruption gibt. Der Korruptions-
wahrnehmungsindex von Transparency International ist jedoch ein guter
Indikator, um die Relevanz von Korruption im öffentlichen Sektor in den
Ländern der Welt einordnen zu können.

3. Stellenwert der Korruptionsprävention

3.1 Das UN-Übereinkommen gegen Korruption
12Welchen Stellenwert nimmt die Korruptionsbekämpfung international ein,

und was sind die aktuellen Eckpfeiler der internationalen Übereinkommen?
Da ist zunächst das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Korrup-
tion (UNCAC)20 zu nennen, das im Oktober 2003 von der Vollversammlung
der Vereinten Nationen beschlossen wurde. Gut zwei Jahre später, 90 Tage
nach Hinterlegung der 30. Ratifizierungsurkunde, trat das Übereinkommen
in Kraft.
Es ist das erste auf eine weltweite Geltung angelegte völkerrechtliche Über-
einkommen zur Eindämmung der Korruption. Das Übereinkommen enthält
zum einen verbindliche Vorgaben zur Einführung bestimmter Straftatbe-
stände wie die aktive und passive Bestechung inländischer Amtsträger, die
Unterschlagung, Veruntreuung oder sonstige unrechtmäßige Verwendung
von Vermögensgegenständen durch einen Amtsträger. Hinzu treten Empfeh-
lungen außerhalb des Strafrechts, die zu einer effizienteren und wirksame-
ren Korruptionsverhütung und -bekämpfung führen sollen, so beispiels-
weise die Einrichtung von Behörden zur Korruptionsverhütung oder die
Einführung von Verhaltenskodizes für die korrekte, ehrenhafte und ord-
nungsgemäße Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben.

13Wichtig ist bereits die Präambel des Übereinkommens, in der die vernich-
tenden Auswirkungen von Korruption auf die Entwicklung der Gesell-
schaften klar benannt werden. In der Präambel heißt es:

„Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens, besorgt über die Schwere der
korruptionsbedingten Probleme und Gefahren für die Stabilität und Sicher-
heit der Gesellschaften; diese Probleme und Gefahren untergraben die
demokratischen Einrichtungen und Werte, die ethischen Werte und die
Gerechtigkeit und gefährden die nachhaltige Entwicklung und die Rechts-
staatlichkeit.“21
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20 UNCAC, Fundstellennachweis in Fn. 3.
21 UNCAC, Präambel, nach der amtlichen deutschen Übersetzung des Übereinkommens, BGBl. II

2014, 762 (763), Fundstellennachweis in Fn. 3.
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Mit anderen Worten: Korruption bedroht in letzter Konsequenz die Existenz
von Staaten, oder um es mit Papst Franziskus zu sagen, der 2005 als Erzbi-
schof von Buenos Aires formulierte: Korruption birgt die Gefahr des persön-
lichen und gesellschaftlichen Zusammenbruchs in sich.22

14 Zu Recht begreifen die Vereinten Nationen daher die Bekämpfung von Kor-
ruption als eine der wichtigsten Aufgaben der internationalen Staatenge-
meinschaft. Umso befremdlicher wirkt daher die Rolle Deutschlands bei
der Umsetzung des Übereinkommens. Viele Jahre konnte das Abkommen
durch Deutschland nicht ratifiziert werden, da sich der Deutsche Bundestag
weigerte, die notwendigen Änderungen bei der Abgeordnetenbestechung in
§ 108e StGB vorzunehmen. Ganz nach dem Motto, was es vermeintlich
nicht gibt, die Bestechlichkeit eines deutschen Abgeordneten, braucht man
auch nicht strafrechtlich zu regeln. Erst der Druck aus der Wirtschaft führte
zu einer Änderung der Haltung. Deutsche, international aufgestellte Kon-
zerne betrachteten es zunehmend als Belastung für ihre Auslandsgeschäfte,
dass Deutschland als einer der letzten Staaten der Welt das Übereinkommen
noch nicht ratifiziert hatte. Dies führte schließlich 2014 dazu, dass der Deut-
sche Bundestag seinen Widerstand gegen eine Reform der Abgeordnetenbe-
stechung aufgab und so den Weg zur Ratifizierung des Übereinkommens
freimachte.23

3.2 Die Agenda 2030
15 Besser sieht es da mit der Agenda 2030 aus. Im September 2015 haben die

Staats- und Regierungschefs der 193 Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen
in New York die Agenda 2030 beschlossen, in der sie 17 globale Ziele für
nachhaltige Entwicklung, die sogenannten Sustainable Development Goals,
kurz SDGs festgelegt haben. Diese 17 globalen Ziele richten sich mit ihren
169 Unterzielen an die Regierungen der Staaten weltweit ebenso wie an die
Zivilgesellschaft, die Privatwirtschaft und die Wissenschaft.24

Die Korruptionsbekämpfung ist eines der Unterziele von Ziel 16. Dieses
befasst sich mit Frieden, Gerechtigkeit und starken Institutionen. Ausführ-
lich heißt es: „Friedliche und inklusive Gesellschaften für eine nachhaltige
Entwicklung fördern, allen Menschen Zugang zur Justiz ermöglichen und
leistungsfähige, rechenschaftspflichtige und inklusive Institutionen auf
allen Ebenen aufbauen.“25 Anknüpfend an rechenschaftspflichtige Institu-
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22 Jorge Mario Bergoglio (Papst Franziskus): Korruption und Sünde; Freiburg u. a. 2014, S. 36 f.
23 Kristina Peters: Korruption in Volksvertretungen. Eine Untersuchung zu ihrer strafrechtlichen

Bekämpfung unter besonderer Berücksichtigung des § 108e StGB; Baden-Baden 2017, S. 244.
24 Vereinte Nationen Generalversammlung, Resolution verabschiedet am 25. September 2015, A/

RES/70/1: Transformation unserer Welt: die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung, abzu-
rufen unter: https://www.un.org/Depts/german/gv-70/band1/ar70001.pdf.

25 Ebda., S. 15, 27.
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tionen fordert Unterziel 16.5 eine erhebliche Reduzierung von Korruption
und Bestechung, da nur eine transparente und unbestechliche öffentliche
Verwaltung eine uneingeschränkte demokratische Rechenschaftslegung
ermöglicht.

16Zur Umsetzung der Agenda 2030 in die deutsche Politik hat die Bundesre-
gierung Anfang 2017 die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie beschlossen.
Das Ziel 16 und damit auch das Unterziel der Reduzierung von Korruption
und Bestechung ist für die Bundesregierung eines der Schlüsselziele der
Agenda 2030, weil es eine der Grundvoraussetzungen für die Erreichung
vieler weiterer Nachhaltigkeitsziele ist.
Die Korruptionsbekämpfung ist für die Bundesregierung Teil der Good
Governance, der guten Regierungsführung. Wesentlicher Maßstab für
Erfolge bei der Korruptionsbekämpfung ist für die Bundesregierung die
Position Deutschlands im Korruptionswahrnehmungsindex von Transpa-
rency International. Eine weitere Verbesserung in der Spitzengruppe der
Länder, die als „integer“ bis „sehr integer“ gelten, wird bis 2030 angestrebt.
Nach Einschätzung der Bundesregierung ein erreichbares Ziel.26

4. Korruptionsformen

4.1 Situative – Strukturelle – Systemische Korruption
17Wenden wir uns den verschiedenen Formen von Korruption zu. Das Schrift-

tum geht bei der Einteilung unterschiedlicher Formen von Korruption
gemeinhin von einer Zweiteilung aus, wobei sich die zweite Form abhängig
von der Schwere der Taten und dem Grad der internationalen Verflechtung
in eine weitere Korruptionsart aufteilt.27

Unterschieden werden die situative, die strukturelle und die systemische
Korruption. Die situative Korruption bezeichnet kleinere Korruptionshand-
lungen, die aus einer Situation heraus bei Gelegenheit begangen werden,
z. B. bei einer Verkehrskontrolle, wenn ein alkoholisierter Autofahrer sich
der Kontrolle durch die diskrete Übergabe eines Geldscheines an den kon-
trollierenden Polizeibeamten entziehen möchte.
Bei der strukturellen Korruption gehen die Täter dagegen gezielt vor. Ihre
Bestechungshandlungen sind regelmäßig auf Wiederholung angelegt.
Betroffen sind häufig der Beschaffungsbereich, aber auch die Leistungsver-
waltung sowie Verwaltungsbereiche, in denen wie z. B. im Ausländerrecht

4. Korruptionsformen

26 Bundesregierung: Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie (Neuauflage 2016); Berlin, Oktober 2016,
S. 40, 215 f., abzurufen unter: https://www.bundesregierung.de/resource/blob/992814/730
844/3d30c6c2875a9a08d364620ab7916af6/deutsche-nachhaltigkeitsstrategie-neuauflage-2016
-download-bpa-data.pdf?download=1.

27 Celia Mellert/Michael Frey: Korruption auf kommunaler Ebene – Erscheinungsformen, Ursa-
chen und Präventionsmöglichkeiten; in: KommJur 2016, 281 (282 f.).

https://www.bundesregierung.de/resource/blob/992814/730844/3d30c6c2875a9a08d364620ab7916af6/deutsche-nachhaltigkeitsstrategie-neuauflage-2016-download-bpa-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/992814/730844/3d30c6c2875a9a08d364620ab7916af6/deutsche-nachhaltigkeitsstrategie-neuauflage-2016-download-bpa-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/992814/730844/3d30c6c2875a9a08d364620ab7916af6/deutsche-nachhaltigkeitsstrategie-neuauflage-2016-download-bpa-data.pdf?download=1
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bei Aufenthaltsgenehmigungen oder Einbürgerungen über weitreichende
Statusänderungen bei Antragstellern entschieden wird. Bei der systemi-
schen Korruption schließlich handelt es sich um groß angelegte, zumeist
international organisierte Wirtschaftskriminalität, wie wir sie aus der Abfall-
wirtschaft kennen.

4.2 Korruption durch Unwissenheit
18 Neben den allgemein anerkannten Formen der situativen, strukturellen und

systemischen Korruption gibt es in der öffentlichen Verwaltung eine weitere
Kategorie, nämlich die Korruption durch Unwissenheit. Dabei liegt eine tat-
bestandsmäßige, rechtswidrige und vorsätzlich begangene strafbare Hand-
lung vor. Der handelnde Mitarbeiter in der öffentlichen Verwaltung ist sich
jedoch häufig nicht bewusst, dass sein Verhalten verboten ist und einen
Straftatbestand erfüllt. Hätte er dies gewusst und auch die Folgen seines
Handelns erkannt, hätte er erst gar nicht so gehandelt. Die folgenden vier
Praxisbeispiele sollen Korruptionshandlungen aus Unwissenheit konkreti-
sieren.

4.2.1 Fotoaktionen in Kindergärten und Schulen
19 Landauf, landab immer noch verbreitet ist die folgende Situation: Ein Foto-

graf macht der Leitung des kommunalen Kindergartens oder der Schule ein
Angebot, das der Leiter der Einrichtung nicht auszuschlagen können glaubt.
Der Fotograf bietet an, dass er bei Erteilung eines Auftrags, die Kinder des
Kindergartens oder der Schule zu fotografieren, an die Einrichtung eine
Geldspende von mehreren hundert Euro oder eine Sachspende, beispiels-
weise ein Notebook, ein Tablet oder einen Beamer übergeben werde. Die
Spende kommt vermeintlich der Einrichtung zugute und damit allen Kin-
dern. Bezahlt wird diese Spende jedoch von den Eltern, die für die Fotos
einen überhöhten Preis bezahlen, mutmaßlich jedenfalls einen höheren
Preis, als wenn die Auswahl des Fotografen ohne unzulässige Nebenabre-
den erfolgt wäre. Auswahl und Beauftragung des Fotografen verstoßen regel-
mäßig gegen dienst- und arbeitsrechtliche Verbote ebenso wie gegen haus-
haltswirtschaftliche und vergaberechtliche Bestimmungen.28 Ein Fall von
sogenannter Alltagskorruption.

20 Häufig wird den Beteiligten die strafrechtliche Einordnung ihres Verhaltens
nicht einmal bewusst sein. Schließlich kommt doch das gespendete Geld
oder die Sachspende unmittelbar der Einrichtung zugute. Strafrechtlich
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28 Denny Müller: „Hey, das ist doch nie und nimmer Korruption“; in: Scheinwerfer. Das Magazin
gegen Korruption – Zeitschrift von Transparency International Deutschland, Ausgabe 71
(21. Jahrgang, April 2016), S. 9, abzurufen unter: https://www.transparency.de/fileadmin/
Redaktion/Publikationen/2016/Scheinwerfer_71_II_2016_Was_ist_Korruption.pdf.

https://www.transparency.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/2016/Scheinwerfer_71_II_2016_Was_ist_Korruption.pdf
https://www.transparency.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/2016/Scheinwerfer_71_II_2016_Was_ist_Korruption.pdf
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handelt es sich jedoch um Vorteilsannahme und Vorteilsgewährung bzw.
unter Umständen sogar Bestechlichkeit des Schulleiters und Bestechung
durch den Fotografen. Der Bundesgerichtshof hat hinsichtlich der Zuwen-
dungen an Schulen im Zusammenhang mit Schulfoto-Aktionen festgestellt,
dass der Tatbestand der Bestechung bereits dann erfüllt ist, wenn jemand
einen Vorteil für eine künftige, im Ermessen des Amtsträgers stehende
(Dienst-)Handlung anbietet, verspricht oder gewährt, wenn er hierdurch
den Amtsträger lediglich zu bestimmen versucht, sich durch den Vorteil
bei der Ermessensausübung beeinflussen zu lassen.29

Die vermeintliche Unwissenheit der Beteiligten um die strafrechtliche Rele-
vanz ihres Handelns schützt Fotograf und Schulleiter nicht. In tatsächlicher
Hinsicht weiß der handelnde Mitarbeiter im öffentlichen Dienst, was er tut.
Er weiß, dass er auf Kosten der Eltern, die die Fotos später zu einem über-
höhten Preis kaufen, einen Vertrag schließt, wonach der Fotograf der Ein-
richtung einen Vorteil in Form einer Sachspende verschafft. Und der Mit-
arbeiter will dies auch. Er kennt alle Umstände, die zum gesetzlichen
Tatbestand gehören. Ein Tatbestandsirrtum, der auch als Tatumstandsirrtum
bezeichnet wird, scheidet also aus. Hier kennt der Betroffene alle Tatum-
stände, ihm fehlt lediglich die Einsicht, etwas Unerlaubtes zu tun, da er
sein Verhalten in rechtlicher Hinsicht anders bewertet. Er befindet sich in
einem Verbotsirrtum. Der vermeidbare Verbotsirrtum schließt die Strafbar-
keit gem. § 17 StGB nicht aus, lässt aber fakultativ eine Strafmilderung
nach § 49 Abs. 1 StGB zu.

4.2.2 Koppelangebote mit privaten Vorteilen
21Ein anderes Beispiel: Ein Anbieter von Bürotechnik für Verwaltungen lädt

zu einer Hausmesse in das Hotel eines Freizeitparks ein. So weit so gut. Auf
der Einladung werden zunächst die neuen Produkte, die den interessierten
Verwaltungsmitarbeitern vorgeführt werden sollen, genannt. Am Ende der
Einladung heißt es dann in Fettdruck: „Selbstverständlich erhalten unsere
Besucher für diesen Tag auch einen Eintritt in den Freizeitpark.“
Warum? Warum, so fragt man sich, sollen die Verwaltungsmitarbeiter freien
Eintritt in einen Freizeitpark erhalten, der im Übrigen über 50 Euro kostet,
wenn sie sich für die Produkte der Firma aus dienstlichen Gründen interes-
sieren? Welchen anderen Sinn soll die Zugabe der Verschaffung eines kos-
tenlosen Eintritts in den Freizeitpark haben, als die Verwaltungsmitarbeiter
gewogen zu stimmen, sich später für die vorgeführten Produkte genau die-
ses Anbieters zu entscheiden. Für das vorliegende Koppelangebot gibt es
keinen sachlichen Grund. Eine Eintrittskarte im Wert von über 50 Euro ist
auch nicht mehr geringwertig, vergleichbar einem Kugelschreiber oder

4. Korruptionsformen

29 BGH, Urt. v. 26.05.2011 – Az. 3 StR 492/10 – Rn. 7, BeckRS 2011, 19181 = StV 2012, 19 = JuS
2012, 655 = wistra 2011, 391.
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einem Notizblock. Auch dies ist daher ein typischer Fall von Alltagskorrup-
tion. Häufig wird auch hier den Verwaltungsmitarbeitern dies nicht einmal
bewusst sein. Eine Sensibilisierung der Beamten und Beschäftigten des
öffentlichen Dienstes für solche Formen von Alltagskorruption tut daher
not.

4.2.3 Spendenannahmen im vermeintlich öffentlichen Interesse
22 In der südlichen Ortenau nahmen vor einigen Jahren Bürgermeister mehre-

rer Gemeinden regelmäßig einmal im Jahr Gelder des örtlichen Energie-
versorgers entgegen, um die Spenden anschließend an örtliche Vereine wei-
terzureichen. Die Auswahl der bedachten Vereine oblag dabei den
Bürgermeistern. Die Staatsanwaltschaft wertete das Verhalten der Bürger-
meister als Vorteilsannahme. Es ergingen Strafbefehle über 1.500 Euro.
10 Bürgermeister akzeptierten die Strafbefehle, ein Bürgermeister wurde
vom Landgericht Offenburg wegen Vorteilsannahme zu einer Geldstrafe
von 1.500 Euro verurteilt.30

Was war rechtlich unzulässig gewesen? Dem Gericht lag ein Schreiben des
Energieversorgers vor, in dem dieser unter dem Betreff „Anlässlich des Neu-
abschlusses des Konzessionsvertrages“ eine weitere Spende ankündigte.
Für das Gericht war damit bewiesen, dass es sich bei der aktuellen Spende
nicht um die seit Jahren von dem Energieversorger an die Gemeinden des
Versorgungsgebietes gezahlte Spende handelte, sondern um eine Sonder-
spende, die ausschließlich im Zusammenhang mit der Vergabe einer neuen
Stromkonzession stand. Dies hätten nach Auffassung des Gerichts die Bür-
germeister erkennen müssen und dementsprechend die Spende zumindest
in diesem Fall nicht annehmen dürfen. Dass die Bürgermeister die Spenden
an örtliche gemeinnützige Vereine durchreichten, spielte für die Strafbarkeit
keine Rolle, da bei der Vorteilsannahme der Vorteil auch einem Dritten
zufließen kann.
Auch hier gilt: Wäre den Bürgermeistern die strafrechtliche Bewertung ihres
Handelns bekannt gewesen, hätten sie die Spenden nicht entgegengenom-
men. Der Gesetzgeber hat auf die Spendenfälle mit der Festschreibung eines
transparenten Verfahrens in § 78 Abs. 4 GemO BW reagiert. Danach obliegt
die Einwerbung und Entgegennahme von Spendenangeboten nun dem Bür-
germeister und den Beigeordneten, während der Gemeinderat über die
Annahme oder Vermittlung der Spende entscheidet, regelmäßig in öffentli-
cher Sitzung.
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30 Nach einem 10-jährigen Prozessmarathon wurde das Strafverfahren schließlich 2011 einge-
stellt; Badische Zeitung v. 10.02.2011: Wimmer zum vierten Male vor dem Kadi; Badische Zei-
tung v. 11.08.2011: Strafverfahren gegen Wimmer eingestellt.
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4.2.4 Unerlaubte Interessendurchsetzung
23Dazu auch folgender Fall aus der Stadt Rüdesheim am Rhein. Ein privater

Schiffstouren-Anbieter beantragte eine wasserrechtliche Genehmigung für
eine neue Schiffsanlegestelle im Rüdesheimer Stadtteil Assmannshausen.
Der Magistrat der Stadt Rüdesheim – nach der Hessischen Gemeindeord-
nung die für die laufende Verwaltung zuständige Verwaltungsbehörde einer
Gemeinde, bestehend aus dem Bürgermeister und den Beigeordneten
(§§ 65 f. HGO) – hatte einstimmig entschieden, die Erteilung des städtischen
Einvernehmens für die Errichtung der neuen Anlegestelle an die Bedingung
zu knüpfen, dass der Antragsteller, also der private Schiffstouren-Anbieter,
im Gegenzug 25 Prozent seiner Anlegerrechte an einer Anlegestelle in der
Stadt Rüdesheim an die städtische Fremdenverkehrsgesellschaft überträgt.
Wie ist das Handeln des Bürgermeisters rechtlich zu bewerten? Nun, die
Stadt Rüdesheim war rechtlich verpflichtet, das Einvernehmen zu erteilen,
da keine Versagungsgründe in Betracht kamen. Der Bürgermeister forderte
für das Einvernehmen der Stadt also rechtswidrig eine Gegenleistung zum
Vorteil der Stadt Rüdesheim, auf die diese keinen Anspruch hatte.

24Die Geschäftsführerin der privaten Schifffahrtsgesellschaft erstattete Straf-
anzeige gegen den Bürgermeister. Dieser wurde vom Landgericht Wiesba-
den wie zuvor bereits vom Amtsgericht Rüdesheim wegen Vorteilsannahme
und versuchter Erpressung zu einer Geldstrafe von 7.000 EUR verurteilt. Der
Bürgermeister hatte bei den Verhandlungen mit der privaten Schifffahrtsge-
sellschaft keinen privaten Vorteil gesucht, sondern versuchte möglichst
viele Vorteile für seine Stadt herauszuschlagen.31

Hätte der Bürgermeister die strafrechtliche Relevanz seines Tuns richtig
erkannt, hätte er vermutlich von einer Umsetzung des Magistratsbeschlus-
ses Abstand genommen, und wie vom Gericht gefordert, Widerspruch gegen
den Beschluss eingelegt.

5. Vielen Dank für die Angestellten – oder: Alles eine Frage
der Sozialadäquanz?

25Es gibt Berufsgruppen, bei denen das Grundgehalt so gering ist, dass Trink-
gelder einen wesentlichen Bestandteil des Einkommens darstellen, wie z. B.
beim Servicepersonal in der Gastronomie, Taxifahrern oder auch Croupiers
in Spielbanken. Auch in staatlichen Spielbanken ist es allgemein anerkannt
– ja sogar in § 35 Abs. 1 Landesglücksspielgesetz BW gesetzlich geregelt –,

5. Vielen Dank für die Angestellten – oder: Alles eine Frage der Sozialadäquanz?

31 Ariane Mohl: Versuchte Erpressung: Rüdesheimer Bürgermeister verurteilt; in: Der Neue Käm-
merer (Online-Ausgabe) v. 21.06.2017, abzurufen unter: https://www.derneuekaemmerer.de/
nachrichten/recht-steuern/versuchte-erpressung-ruedesheimer-buergermeister-verurteilt-40141/;
Wiesbadener Tagblatt v. 26.07.2017: Urteil gegen Rüdesheimer Bürgermeister ist rechtskräftig.

https://www.derneuekaemmerer.de/nachrichten/recht-steuern/versuchte-erpressung-ruedesheimer-buergermeister-verurteilt-40141/
https://www.derneuekaemmerer.de/nachrichten/recht-steuern/versuchte-erpressung-ruedesheimer-buergermeister-verurteilt-40141/
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dass der Croupier bei einem gewonnenen Black-Jack oder einem Gewinn
beim Roulette einen Teil des Gewinns als Trinkgeld erhält, was dieser mit
dem Satz quittiert: Vielen Dank für die Angestellten.
Wie sieht dies im sonstigen öffentlichen Dienst aus? Nach § 42 Abs. 1 Satz 1
BeamtStG und § 3 Abs. 2 Satz 1 TVöD dürfen Beamte und Tarifbeschäftigte
keine Belohnungen, Geschenke oder sonstigen Vorteile für sich oder eine
dritte Person in Bezug auf ihr Amt fordern, sich versprechen lassen oder
annehmen. Allerdings sehen die genannten Bestimmungen jeweils in Satz 2
Ausnahmen bei Zustimmung des Dienstherrn vor. In vielen öffentlichen
Verwaltungen bestehen entsprechende Dienstanweisungen, nach denen die
Annahme von Geschenken bis zu einer konkreten Wertgrenze, die in der
Regel bis zu maximal 40 Euro beträgt, als allgemein genehmigt gilt.32 Zumin-
dest für den Bereich der Kernverwaltung ist allgemein anerkannt, dass die
Annahme von Bargeld – auch für Gemeinschaftskassen, „Kaffeekassen“ –

ausgeschlossen ist. Demgegenüber werden bei Müllwerkern, Pflegekräften,
Friedhofspersonal und weiteren Beschäftigten in unteren und mittleren
Lohngruppen verschiedentlich immer noch Ausnahmen zugelassen.

26 Im Strafrecht sieht der Tatbestand der Vorteilsannahme (§ 331 Abs. 1 StGB)
für einen Amtsträger, der für die Dienstausübung einen Vorteil für sich oder
einen Dritten fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, einen Strafrah-
men bis zu drei Jahren Freiheitsstrafe vor. Die Weite des Tatbestandes
erfährt eine Einschränkung über die Frage nach der Sozialadäquanz der
Handlung.33 Die Gewährung oder Annahme von Zuwendungen sind nach
der Rechtsprechung und Literatur dann kein Vollzug einer regelwidrigen
Unrechtsvereinbarung zwischen dem Geber und dem Nehmer, wenn sie
sozialadäquat sind. Kleine Werbe-, Geburtstags-, Jubiläums- oder Weih-
nachtsgeschenke, wie beispielsweise Kugelschreiber oder Notizblöcke, wer-
den daher auch dann nicht vom Tatbestand der Vorteilsannahme erfasst,
wenn sie mit Blick auf die Dienstausübung gewährt werden. Umgekehrt
kann aber auch ein Geschenk von geringem Wert wie eine Tafel Schokolade
als nicht sozialadäquat eingestuft werden, wenn das Geschenk z. B. an
einen Prüfer unmittelbar vor einer Prüfung überreicht wird.

27 Daher Achtung: Die Grenzen sind fließend und anerkannte, feste Abgren-
zungskriterien oder Wertgrenzen gibt es nicht. Maßgeblich für die Frage
der Sozialadäquanz ist zudem die soziale Stellung des Betroffenen und die
Frage, ob mit seinem Amt Repräsentationsaufgaben verbunden sind.
Deshalb wird der zu berücksichtigende soziale Kontext regelmäßig bei
einem Bürgermeister oder dem Vorstand eines öffentlichen Unternehmens
ein anderer sein, als bei einem Polizisten oder dem Sachbearbeiter in der
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32 Siehe hierzu auch den Beitrag von Peter Glinder in diesem Handbuch, Rn. 107.
33 Siehe hierzu die Kommentierung des Korruptionsstrafrechts von Martin Paul Waßmer in die-

sem Handbuch, Rn. 339 ff.
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Beschaffungsstelle. Es kommt also auf die gesamten Umstände des Einzel-
falles an und beispielsweise bei einer Essenseinladung nicht (allein) auf die
Höhe der Rechnung. Vielmehr sind Anlass und Rahmen der Einladung, die
Beteiligten und die Beziehungen untereinander entscheidend. Letztlich, so
eine mitunter geäußerte Kritik, läuft das deutsche Recht an dieser Stelle auf
ein Fallrecht, ein case-law hinaus, wie wir es aus dem angloamerikanischen
Rechtskreis kennen.

28Das Risiko, bei Annahme eines Vorteils ggf. gegen Dienstvorschriften zu ver-
stoßen und sich zudem wegen Vorteilsannahme strafbar zu machen, geht
also mit dem den Vorteil annehmenden Beamten bzw. Beschäftigten heim.
Hinzu kommt: Erscheint der gewährte Vorteil als eine Gegenleistung für
eine pflichtwidrig vorgenommene Diensthandlung, scheidet die Einord-
nung als ein sozialadäquates Verhalten von vornherein aus, ebenso wie
eine Genehmigung durch den Dienstherrn. Wir sprechen dann nicht mehr
nur von einer möglichen Vorteilsannahme, sondern von Bestechlichkeit.

29Daher sollte im öffentlichen Dienst für alle Beamten und Tarifbeschäftigten
die Annahme von Bargeld sowie von Sachgeschenken und anderen privaten
Vorteilen verboten sein (Zero Tolerance).34 Nur ein umfassendes Verbot
schützt die Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes davor, im Umgang mit
angetragenen Geschenken aus Unwissenheit oder Versehen eine strafbare
Korruptionshandlung zu begehen. An sich würde es auch schon die Fürsor-
gepflicht des Dienstherrn gebieten, klare und eindeutige Regelungen zu tref-
fen, die die Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes bei Annahme eines
Geschenkes nicht dem Risiko einer späteren strafrechtlichen Verfolgung
aussetzen.
Ein striktes Annahmeverbot von Geschenken und anderen privaten Vortei-
len würde auch das Vertrauen der Bürger in die Arbeit der öffentlichen Ver-
waltung insgesamt stärken. Es wäre ein klares Bekenntnis der Behörde zu
einer korruptionsfreien Verwaltung. Um den Mitarbeitern des öffentlichen
Dienstes die Ablehnung auch von ehrlich gemeinten, wertschätzenden Auf-
merksamkeiten zu erleichtern (z. B. eines Blumenstraußes einer Patientin
nach einem Klinikaufenthalt an eine Pflegerin), sollte der Dienstherr die
Gründe für das Annahmeverbot im Amtsblatt, auf der Internetseite der
Behörde und durch Aushänge öffentlich erklären. Ein solcher Informations-
text könnte beispielsweise wie folgt aussehen:

5. Vielen Dank für die Angestellten – oder: Alles eine Frage der Sozialadäquanz?

34 Vgl. ebda.
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Muster
Zur Information an die Bürgerschaft: Verbot der Annahme von Bar-
geld, Geschenken und Vergünstigungen aller Art durch Bedienstete
der Stadt/Gemeinde ____________

Sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger,
sehr geehrte Damen und Herren,

die Stadt/Gemeinde ______________ ist bei ihrer Arbeit zur Neutralität
und zur Gleichbehandlung aller Bürger verpflichtet. Unsere Dienstleis-
tungen werden durch öffentliche Steuern, Gebühren und Beiträge
finanziert. Daher bedarf die Tätigkeit unserer Mitarbeiter keiner beson-
deren Anerkennung in Form von Bargeld, Geschenken oder Vergünsti-
gungen.

Die öffentliche Verwaltung lebt vor allem vom Vertrauen der Bürger in
eine korruptionsfreie Verwaltung. Die Transparenz unseres Handelns
steht hier im Vordergrund. Korruption ist nach allgemeinem Verständ-
nis der Missbrauch anvertrauter Macht, um einen privaten Nutzen oder
Vorteil zu erlangen, auf den kein rechtlich begründeter Anspruch
besteht. Um jeglichen bösen Anschein von Anfang an zu vermeiden,
bitten wir Sie zu respektieren, dass es uns nicht erlaubt ist, Geschenke
und Vergünstigungen gleich welcher Art anzunehmen. Auch dürfen
wir kein Bargeld annehmen.

Wir danken Ihnen für Ihr Vertrauen in unsere Arbeit, dessen wir uns
auch ohne finanzielle Zuwendung bewusst sind.

Wenn Sie dennoch eine besondere Wertschätzung zum Ausdruck brin-
gen möchten, empfehlen wir Ihnen eine Spende an eine örtliche
gemeinnützige Einrichtung oder einen gemeinnützigen Verein, deren
Arbeit der gesamten Einwohnerschaft zugute kommt.

Wir danken Ihnen für Ihr Verständnis!

Ihr Bürgermeisteramt ______________

6. Instrumente der Korruptionsprävention

30 Die Literatur zur Korruptionsprävention und -bekämpfung nennt zahlreiche
Maßnahmen für eine effektive Prävention. Dazu zählen selbstverständlich
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auch die Normen des Strafgesetzbuches selbst. Denn den Strafnormen
kommt nicht nur eine sanktionierende Wirkung bezogen auf die konkrete
strafbare Handlung zu, sondern das Strafrecht dient auch der Individual-
und Generalprävention.
Das Strafgesetzbuch hält einen ganzen Strauß von Delikten bereit, die Kor-
ruptionshandlungen erfassen. Im Zentrum stehen die Amtsdelikte der
Vorteilsannahme, der Bestechlichkeit, der Vorteilsgewährung und der Be-
stechung in den §§ 331 ff. StGB. Begleitdelikte der Korruption sind Betrugs-
und Untreuehandlungen, Urkundenfälschung, wettbewerbsbeschränkende
Absprachen bei Ausschreibungen, Strafvereitelung, die Falschbeurkundung
im Amt, Verletzung von Dienstgeheimnissen und anderes mehr.

31Echte Präventionsmaßnahmen sind das Vier-Augen-Prinzip, das Rotations-
prinzip der Mitarbeiter, die Bestellung eines Antikorruptionsbeauftragten
innerhalb der Verwaltung, die Bestellung einer externen Ombudsperson
oder eines Vertrauensanwalts, die Durchführung von Gefährdungs- und
Schwachstellenanalysen sowie die Einführung eines Verhaltenskodex,
auch Code of Conduct genannt. Doch die genannten Maßnahmen wirken in
kleineren Verwaltungen nur eingeschränkt oder gar nicht. In Baden-Würt-
temberg mit seinen 1101 Städten und Gemeinden sind die meisten Kommu-
nen zu klein, um sich eigenständig Wissen zu Fragen der Gestaltung von
Antikorruptionsprozessen aufzubauen. Das Vier-Augen-Prinzip, das die
gegenseitige Kontrolle der Mitarbeiter der Gemeinde untereinander be-
schreibt, lässt sich nur ab einer gewissen Mindestgröße der Verwaltung mit
einer ausreichenden Zahl von Mitarbeitern umsetzen.
Auch die Rotation von Mitarbeitern mag in einem Landratsamt möglich
sein. In kleineren Kommunen fehlt es hier wiederum an einer ausreichen-
den Zahl an gleich qualifizierten Mitarbeitern. Beispielsweise können Käm-
merer und Hauptamtsleiter nicht ohne Weiteres ihre Arbeitsplätze tauschen,
da die erforderliche Ausbildung und fachliche Erfahrung für den gegenseiti-
gen Wechsel oftmals fehlt. Rechnungsprüfungsämter, in denen in größeren
Städten häufig die Antikorruptionsbeauftragten angesiedelt sind, fehlen in
kleineren Städten und Gemeinden. In Baden-Württemberg verfügen gem.
§ 109 Abs. 1 GemO BW nur die 9 Stadtkreise und die 94 Großen Kreis-
städte, also die Städte mit mehr als 20.000 Einwohnern, verpflichtend über
Rechnungsprüfungsämter.

32Aber es gibt auch Maßnahmen, die sich mit wenig Aufwand umsetzen las-
sen und die eine große Wirkung entfalten. Dazu zunächst der Wortlaut des
Straftatbestandes der Vorteilsannahme, § 331 Abs. 1 StGB: „Ein Amtsträger,
ein Europäischer Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders
Verpflichteter, der für die Dienstausübung einen Vorteil für sich oder einen
Dritten fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, wird mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.“

6. Instrumente der Korruptionsprävention
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Neben dem Amtsträger, dem Europäischen Amtsträger wird also auch der
für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichtete von der Norm erfasst.
Was hat es mit dem „für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten“
auf sich?35 Nach dem Verpflichtungsgesetz können bzw. nach dem Gesetzes-
wortlaut sollen sogar Personen, die ohne Amtsträger zu sein, bei einer
Behörde oder bei einer sonstigen Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Ver-
waltung wahrnimmt, beschäftigt oder für sie tätig sind, auf die gewissen-
hafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten verpflichtet werden. Die Verpflichtung
wird mündlich vorgenommen, bei der auf die strafrechtlichen Folgen einer
Pflichtverletzung hinzuweisen ist.36

Förmliche Verpflichtung nichtbeamteter Personen

Werden öffentliche Aufgaben insbesondere im Zusammenhang mit der
Ausschreibung, Vergabe, Überwachung und Abrechnung nicht von der
Behörde wahrgenommen, sondern eine andere Person oder Stelle damit
beauftragt, soll der Beauftragte auf die gewissenhafte Erfüllung seiner
Obliegenheiten gemäß dem Gesetz über die förmliche Verpflichtung
nichtbeamteter Personen (Verpflichtungsgesetz) verpflichtet werden.
Damit werden unter anderem die Strafdrohungen der §§ 331 und 332
StGB (Vorteilsannahme und Bestechlichkeit) sowie § 353b StGB (Ver-
letzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen Geheimhal-
tungspflicht) auch gegenüber diesen Personen wirksam.

VwV Korruptionsverhütung und -bekämpfung Baden-Württemberg37

33 Ein Praxisfall dazu: Eine Gemeinde beauftragt einen freien Architekten mit
der Planung und Überwachung des Baus einer kommunalen Grundschule.
Üblicherweise haben Gemeinderäte in solch einem Fall den Eindruck, dass
der von der Kommune beauftragte Architekt gewissermaßen in ihrem eige-
nen Haus steht und allein die Interessen des Auftraggebers wahrzunehmen
hat, schließlich hat die Gemeinde doch mit dem Architekten einen Werkver-
trag geschlossen. Zumindest strafrechtlich ist dies aber nicht so, da das straf-
rechtliche Verbot der Vorteilsannahme wegen der fehlenden Amtsträger-

Bedeutung von Antikorruptionsmaßnahmen für die kommunale Verwaltungspraxis

35 Siehe hierzu auch die Kommentierung der Korruptionsstraftaten von Martin Paul Waßmer in
diesem Handbuch, Rn. 302 ff.

36 § 1 Verpflichtungsgesetz; auszugsweise abgedruckt im Anhang dieses Handbuchs Rn. 963,
abzurufen unter: https://www.gesetze-im-internet.de/verpflg/VerpflG.pdf.

37 Punkt 3.5 der VwV Korruptionsverhütung und -bekämpfung Baden-Württemberg vom
15.01.2013, abgedruckt im Anhang dieses Handbuchs, Rn. 965. Ähnlich Punkt 3.5 des Rund-
erlasses „Verhütung und Bekämpfung von Korruption in der öffentlichen Verwaltung“ des
Ministeriums für Inneres und Kommunales Nordrhein-Westfalen v. 20.08.2014, ebenfalls abge-
druckt im Anhang dieses Handbuchs, Rn. 975.


